
eingeweiht. Am 2. Mai 1968 überwies die Angeklagte I. 
mit Einverständnis ihres Bruders 130150 M auf dessen 
Postsparkonto. K. ließ die entsprechende Buchung in 
seinem Postsparbuch vornehmen. Als S. von dieser 
Summe erfuhr, äußerte sie sich dahin, daß das Geld 
wegen der eventuellen Aufdeckung der Tat vorerst nicht 
angerührt werden solle.
Das Stadtgericht sah als erwiesen an, daß die Ange
klagte S. für persönliche Ausgaben und für den gemein
samen Haushalt 1 545 M von dem Geld im Schreibtisch 
unmittelbar entnommen und verausgabt hat.
Das Stadtgericht hat die Handlungen der Angeklagten 
I. als mehrfaches Verbrechen des Vertrauensmiß
brauchs (§165 StGB) und die des Angeklagten K'. als 
mehrfache Beihilfe dazu (§§ 165, 22 Abs. 2 Ziff. 3 StGB) 
beurteilt. Hinsichtlich der Angeklagten S. hat es im 
Umfang der 1 545 M ein mehrfaches Vergehen der Heh
lerei (§ 234 Abs. 1 StGB) gesehen.
Gegen diese Entscheidung richten sich der Protest des 
Staatsanwalts sowie die Berufungen der Angeklagten I. 
und K.
Der Protest führte zur Aufhebung des Urteils. Die Be
rufungen hatten im Ergebnis keinen Erfolg. ..

Aus den G r ü n d e n :
Die Überprüfung des Urteils hat ergeben, daß das Stadt
gericht hinsichtlich, des Verhaltens der Angeklagten I. 
und K. den Sachverhalt genügend aufgeklärt und richtig 
festgestellt hat. Seine rechtliche Beurteilung ist jedoch 
fehlerhaft
Das Stadtgericht wendet §165 des geltenden StGB an, 
ohne das zu begründen, obwohl die zu beurteilenden 
Straftaten vor dem 1. Juli 1968 begangen worden sind. 
Es sagt zwar am Schluß seines Urteils, die Bestimmun
gen des neuen Strafgesetzbuchs seien deswegen anzu
wenden, weil sie gegenüber den zur Tatzeit geltenden 
Gesetzen „eine Strafmilderung beinhalten“. Eine solche 
globale Behauptung ist aber nicht zulässig. Gemäß dem 
in § 81 Abs. 1 StGB enthaltenen Grundsatz wird eine 
Straftat nach dem Gesetz bestraft, das zur Zeit ihrer 
Begehung gilt. Gesetz in diesem Sinne ist der einzelne 
Tatbestand, wie das Oberste Gericht bereits in seinem 
Urteil vom 1. Juli 1968 - 1 a Ust 16/68 - (NJ 1968 S. 535) 
ausgesprochen hat, was dem Stadtgericht bekannt ist. 
Ausgangspunkt für die strafrechtliche Beurteilung einer 
vor dem 1. Juli 1968 begangenen Handlung müssen also 
die zu dieser Zeit geltenden Straftatbestände sein. Nur 
wenn alle Voraussetzungen eines solchen Tatbestands 
vorliegen, ist die Grundlage dafür gegeben, aus den 
Gründen des § 81 Abs. 3 StGB an Stelle des alten einen 
Tatbestand des neuen StGB anzuwenden, der die straf
rechtliche Verantwortlichkeit gegenüber der Zeit vor 
dem 1. Juli 1968 mildert (oder aufhebt). Vom Rechts
standpunkt des Stadtgerichts ausgehend, hätte es prü
fen müssen, ob die Angeklagte I. durch ihre Handlung 
die §§ 29, 30 StEG in Verbindung mit § 266 StGB — alt 
— (Untreue zum Nachteil sozialistischen Eigentums) 
verletzt hat. >
Das Stadtgericht vertritt in seinem Urteil die Auffas
sung — wenn auch im Hinblick auf § 165 StGB —, der 
Angeklagten sei mit der Funktion des Sicherungsstem
pelführers eine Verfügungsbefugnis übertragen worden, 
die sie mißbraucht habe. Im Gegensatz dazu ist jedoch 
dem mit dem Protest vertretenen Standpunkt beizutre
ten, daß die Übergabe des Sicherungsstempels nicht 
gleichbedeutend mit der Übertragung einer Verfügungs
oder Entscheidungsbefugnis ist.
Aus den im Urteil getroffenen Feststellungen ergibt sich, 
daß die Angeklagte I. eine untergeordnete Tätigkeit 
ausübte, die weder eine Facharbeiterausbildung noch 
besondere Spezialkenntnisse erforderte. Sie hatte nach 
der spezifischen Arbeitsorganisation des Bankinstituts 
Teilarbe ten zu verrichten, nämlich Belege zu ordnen, 
aufzurec.inen und zu kontrollieren, und zwar auf dem

Teilgebiet des Zahlungsein- und -ausgangs über das 
Postscheckkonto des Bankinstituts. Dabei waren die 
Postscheckausgänge daraufhin zu kontrollieren, ob sie 
in der Buchhaltung bearbeitet worden waren und ob 
die einzelnen Belegteile übereinstimmten. Wenn das 
der Fall war, hatte die Angeklagte den Sicherungsstem
pel aufzudrücken und diese Papiere in den Postablauf 
zu geben. Der Sicherungsstempel diente also nur dazu, 
die Ausführung bestimmter Arbeits(Buchungs-)vörgänge 
sowie die Übereinstimmung der Belegteile zu bestä
tigen. Der Aufdruck dieses Stempels stellt aber nicht 
eine Vermögensverfügung des Bankinstituts im Sinne 
des § 266 StGB (alt) oder des § 165 StGB dar. Mit der 
Berechtigung zur Führung dieses Sicherungsstempels 
wird auch nicht eine solche Befugnis übertragen. Daß 
die Zahlungsbelege ohne den Stempelaufdruck vom 
Postscheckamt nicht anerkannt werden, ändert daran 
nichts, sondern ist Ausdruck dieses Belegprüfungsver
fahrens, das durch den Stempelaufdruck bescheinigt 
wird.
Wenn die Beauftragung mit der Führung eines Siche
rungsstempels auch Zuverlässigkeit und Vertrauen vor
aussetzt und damit auch eine bestimmte Verantwortung 
übertragen wird, hat diese jedoch nicht die Qualität 
einer Befugnis zur Verfügung über fremdes Vermögen. 
Die Übertragung dieser Arbeitsaufgabe reihte die An
geklagte auch nicht in den Personenkreis ein, der Täter 
nach § 266 StGB (alt) bzw. § 165 StGB sein kann. Der 
Untreuetatbestand (§ 266 StGB — alt —) ist nach den 
vorstehenden Darlegungen durch das Verhalten der An
geklagten I. nicht verwirklicht worden. Daher entfällt 
auch eine Prüfung der Tatbestände des neuen StGB 
gemäß § 81 StGB.
Wäre der Untreuetatbestand gegeben, so wäre in die
sem Fall allerdings nicht § 266 StGB (in Verbindung mit 
§§ 29, 30 StEG) anzuwenden, sondern § 165 StGB, da 
dieser infolge seiner gegenüber § 266 StGB (alt) einen
genden tatbestandsmäßigen Voraussetzungen die straf
rechtliche Verantwortlichkeit mildert (§ 81 Abs. 3 StGB). 
Es müssen in solchen Fällen also die übrigen Tatbe
standsmerkmale des § 165 StGB (Vertrauensstellung, 
bedeutender wirtschaftlicher Schaden oder erheblicher 
persönlicher Vorteil) auf ihr Vorliegen geprüft werden. 
Im Gegensatz zu der in der Protestschrift vertretenen 
Auffassung liegt auch kein Betrug vor, denn es fehlt an 
einem getäuschten Verfügungsberechtigten des Bank
instituts oder des Postscheckamtes, der auf Grund des 
bei ihm erregten Irrtums tatsächlich verfügt hätte. Nach
dem die Zahlungsanweisungen in den Postabgang ge
geben waren, nahm der Überweisungsvorgang seinen 
Lauf über die verschiedenen Stationen eines modernen 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs bis zur Auszahlung 
durch das zuständige Postamt, ohne daß ein über das 
Vermögen der vertretenen Institute Verfügungsberech
tigter mit der Zahlungsanweisung befaßt war. Mit
arbeiter der Buchhaltung und der Arbeitsgruppen der 
Bankinstitute sind nicht verfügungsberechtigt in diesem 
Sinne.
Das Verhalten der Angeklagten I. und K. stellt gemein
schaftlich begangenen mehrfachen Diebstahl sozialisti
schen Eigentums im schweren Fall (§§ 29, 30 Abs. 2 
Satz 1 und Buchst b StEG) dar. Die Wegnahmehandlung 
besteht im Bruch fremden und in der Begründung eige
nen Gewahrsams. Die Angeklagten I. und K. hatten 
an den Geldern des Bankinstituts keinen Gewahrsam. 
Durch das Ausschreiben der Zahlungsanweisungen auf 
den Namen des Mitangeklagten und deren In-den-Post- 
abgang-Bringen bewirkte die Angeklagte I., daß die 
Geldsumme aus dem Gewahrsam des Bankinstituts an 
dessen Postscheckkonto, der in erster Linie durch die 
verfügungsberechtigten Vertreter dieses Bankinstituts 
tatsächlich ausgeübt wird, herausgelöst wurden. Diese 
Freisetzung der Geldsummen durch die Handlungen
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